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In dem Artikel wird gezeigt, daß die Arbeitslosigkeit, die jetzt alle Industrieländer betroffen hat, durch ver-
änderte Verhaltensweisen von Nachfragern sowie durch Änderung im Lohn- und Preisverhalten von Ge-
werkschaften und Unternehmern zu erklären ist. Der reale Beschäftigungsmultiplikator zusätzlicher Staats-
ausgaben kann je nachdem, wie der Lohn-Preis-Mechanismus wirkt, sehr verschiedene Werte annehmen. 
Ein mehr oder weniger großer Teil der Wirkung zusätzlicher Ausgaben kann in einer Erhöhung des Preisni-
veaus bestehen. In dem Artikel wird im einzelnen analysiert, wovon die Unterteilung des Gesamteffekts von 
Ausgaben in einen Preis- und in einen Mengeneffekt im einzelnen abhängt. Falls der Preiseffekt größer ist 
als die Regierung ihn für tragbar hält, werden zusätzliche Ausgaben unterlassen, und damit bleibt die 
Arbeitslosigkeit bestehen. Auch langfristig gibt es bei einem Lohn-Preis-Mechanismus, wie er sich in den 
letzten Jahren entwickelt hat, nicht notwendig eine Tendenz zur Vollbeschäftigung. Als Ausweg aus den 
Schwierigkeiten wird ein abgestimmtes Verhalten aller an der Wirtschaftspolitik Beteiligten vorgeschlagen 
derart, daß der Lohn-Preis-Mechanismus Raum läßt für zusätzliche Nachfrage, so daß die Inflationswir-
kung einer zusätzlichen Nachfrage gering, die reale Wirkung hoch ist. 
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1. Einführung 
Die Welle von Arbeitslosigkeit, die mehr oder weniger alle 
industrialisierten Länder seit 1973 getroffen hat, war, was 
Länge, Schwere und zeitliche Übereinstimmung bei allen In-
dustrieländern angeht, bisher einzigartig in der Nachkriegs-
geschichte. Wenn man Gegenmaßnahmen ergreifen will, muß 
man die Ursachen hierfür richtig erkennen. Vielfach wird der 
ölschock von 1973 als Hauptursache für die Weltrezession 
angesehen. Die enorme Erhöhung der Ölpreise verlangte ei-
nen realen Transfer von Gütern und Leistungen von den In-
dustrieländern an die Ölländer, die darauf folgenden inneren 
Kämpfe in den Industrieländern um die Verteilung dieser Last 
auf die verschiedenen Bevölkerungsgruppen stachelte die In-
flation an, und die Erdölländer legten einen Teil der ihnen zu-
fließenden Kaufkraft als Geldvermögen still, so daß die reale 
Nachfrage bei den industrialisierten Ländern um diesen Be-
trag fiel. Er wird auf etwa 50 Milliarden Dollar pro Jahr ge-
schätzt, und das ist sicher keine kleine Größe. Wäre diese 
Deutung richtig, so müßte die ausfallende Kaufkraft z. B. 
durch interne Nachfragesteigerung bei den Industrieländern 
ausgeglichen werden, um die Vollbeschäftigung bei den Indu-
strieländern wiederherzustellen. 
Das ist das Keynesianische Konzept, dem vor allem die Ge-
werkschaften zuneigen. Man muß allerdings sehr bezweifeln, 
ob der Grund für die Arbeitslosigkeit tatsächlich der öl-
schock von 1973 und die darauf folgenden Schwierigkeiten 
des Realtransfers für einige Länder ist. Andere Länder ha-
ben nämlich den Realtransfer ohne Schwierigkeiten bewerk-
stelligt, z.B. Japan oder die Bundesrepublik, und sie leiden 
trotzdem an Arbeitslosigkeit. Das Rezept der Staatshaus-
haltsdefizite zur Beseitigung von Arbeitslosigkeit ist z.B. in 
Großbritannien und Italien in großem Umfang angewandt 
worden, ohne daß die Arbeitslosenziffern in diesen Ländern 
etwa dadurch geringer wären als in Ländern ohne diese Poli- 
tik. Eher könnte man das Gegenteil feststellen. Stattdessen 
hat die Nachfrageausweitung dort die Inflation angeheizt. 
Die hier vertretene These ist, daß es im wesentlichen geän-
derte Verhaltensweisen bei der Lohn- und Preisbestimmung 
sind, die zusammen mit einer auf Inflationsbegrenzung ge-
richteten Politik von Regierung und Bundesbank eine Ge-
samtsituation erzeugt haben, die mit Vollbeschäftigung in-
kompatibel ist. Die Regierung muß angesichts der Inflations-
empfindlichkeit der Bevölkerung und im Interesse einer stabi-
len langfristigen Entwicklung die Inflationsrate begrenzen. 
Eine andere Politik wäre, jedenfalls in der Bundesrepublik, 
politischer Selbstmord. Die Bundesbank fühlt sich als Hüte-
rin der Währung ebenfalls diesem Ziel verpflichtet. Eine sol-
che Politik ist aber in Verbindung mit dem Lohnverhalten der 
Gewerkschaften und dem Preisverhalten der Unternehmer 
mit Vollbeschäftigung nicht verträglich. Ohne Verhaltensän-
derungen auf der einen oder anderen Seite besteht auch keine 
Hoffnung, daß der bisherige Zustand der Arbeitslosigkeit 
sich bald wesentlich ändert, es sei denn, die Weltmarktnach-
frage würde plötzlich wieder stärker zunehmen. Das ist aber 
im Augenblick nicht zu erwarten, jedenfalls kann man keinen 
Grund dafür einsehen. Aus eigenen Kräften wird die Arbeits-
losigkeit nur durch ein abgestimmtes Verhalten von Regie-
rung, Gewerkschaften und Bundesbank zu beseitigen sein, 
indem eine Politik der Nachfragesteigerung von Seiten der 
Privaten und der Regierung verbunden wird mit einer Politik 
des niedrigen Zinses auf Seiten der Bundesbank und einer Po-
litik der begrenzten nominellen Lohnsteigerung derart, daß 
die Inflationsrate auf einem genügend niedrigen Niveau bleibt 
und trotzdem die reale Nachfrage steigt. Die zusätzlich aus-
gegebenen Milliarden dürfen sozusagen nicht durch eine ent-
sprechende Lohnpolitik in die Taschen der bereits Beschäftig-
ten umgelenkt werden, sondern müssen tatsächlich den 
Nichtbeschäftigten zugute kommen. Die Verteilungsände-
rungen sollten dann soweit wie möglich durch Ergebnisbetei-
ligung auf freiwilliger, tarifpolitischer oder gesetzgeberischer 
Basis neutralisiert werden. 
Im folgenden wird zunächst ein Überblick über die wirt-
schaftliche Entwicklung bei den wichtigsten Welthandelslän-
dern und in der Bundesrepublik in den letzten 15 Jahren ge-
geben. Hieraus allein lassen sich schon Anhaltspunkte für die 
Ursachen der jetzigen Arbeitslosigkeit geben. Daraufhin wird 
analysiert, inwieweit die üblichen Keynesianischen Mittel der 
Arbeitsbeschaffung bei den jetzigen Verhaltensweisen auf 
dem Lohn- und Preisgebiet kurzfristig wirksam sind. Es wird 
sich zeigen, daß die Effizienz solcher Maßnahmen relativ ge-
ring, im Extremfall sogar Null sein kann, wenn der Lohn- 
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folgende Abschnitt beschäftigt sich mit der Frage, ob auch bei 
Gleichgewichtswachstum langfristig Arbeitslosigkeit mög-
lich ist und wie man langfristig Arbeitslosigkeit bekämpfen 
kann. Im Schlußabschnitt werden dann die Folgerungen ge-
zogen. Sie laufen im wesentlichen auf das hinaus, was bereits 
oben angedeutet wurde. 
2. Einige statistische Fakten 
Bevor man wirtschaftspolitische Folgerungen aus theoreti-
schen Ansätzen in der Ökonomie zieht, soll man sich die Rea-
lität vor Augen halten, die man erklären und beeinflussen 
will. Abbildung l zeigt die Entwicklung des realen Sozialpro-
dukts in den wichtigsten Welthandelsländern vom Jahr 1960 
ab. Dabei ist der Wechselkurs des Jahres 1970 konstant gehal-
ten worden. Die durch Wechselkursänderungen bedingten 
relativen Verschiebungen der Sozialproduktsentwicklung 
dieser Länder zueinander sind also ausgeschaltet. Man sieht, 
daß alle Länder eine starke Aufschwungphase etwa zwischen 
1969 und 1973 hatten, der dann die jetzige Rezession folgte. 
Abbildung 2 zeigt die Preisniveauentwicklung dieser Länder. 
Man sieht, daß sich die Inflationsraten ab 1970 erheblich ge-
steigert haben. Die Abschwächung der Inflationsraten seit 
1975 ist in diesem Bild noch wenig sichtbar. Abbildung 3 zeigt 
die Reallohnentwicklung. Auch hier ist, ähnlich wie bei der 
realen Produktionsentwicklung, eine „Ausbeulung“ zwi-
schen 1969 und 1973 sichtbar: Der lange Aufschwung dieser 
Jahre hat zu überdurchschnittlichen Reallohnsteigerungen 
und erhöhten Inflationsraten geführt. Dieser ,,Vietnam-
Boom“ ist durch hohe internationale Nachfrage und hohe in-
terne Aktivitäten (Straßenbau, Wohnungsbau, Ausweitung 
des Bildungssystems u.a.) herbeigeführt. Die hohe Korrela-
tion der realen Wirtschaftsentwicklung insbesondere in den 
europäischen Ländern, aber auch in den USA und Japan 
zeigt, daß sowohl für den letzten Aufschwung als auch für die 
jetzige Rezession im wesentlichen die gleichen Kräfte in allen 
Ländern wirksam sind. 
Die folgenden Schaubilder beschäftigen sich mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Bundesrepublik. Abbildung 4 
zeigt die Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts. 
Man sieht an Abbildung 5, wie die Arbeitslosenquote sofort 
mit dem Absinken der realen Wachstumsrate erheblich zu-
nimmt. Mit dem Absinken der Wachstumsrate steigt dann 
auch sofort die Inflationsrate erheblich an (s. Abbildung 6). 
Sie folgt damit den nominellen Lohnsteigerungsraten mit ei-
niger Verzögerung (vgl. Abbildung 7). Aus Abbildung 8 er-
sieht man die Entwicklung der durchschnittlichen Kapital-
Arbeits-Relation und des durchschnittlichen Reallohnes. 
Hierbei wurden, um die Konjunkturschwankungen etwa 
auszuschalten, sechsjährige laufende Durchschnitte benutzt. 
Abbildung 9 zeigt schließlich, wie die durchschnittliche Kapi-
talintensität der Arbeit mit dem durchschnittlichen Reallohn 
verknüpft ist: Je höher der Reallohn, umso höher die Kapi-
tal-Arbeits-Relation. Ein zu hoher Reallohn würde bei einer 
gegebenen realen Nachfrage eine Kapitalintensität der Pro-
duktion veranlassen, die zu Arbeitslosigkeit führt. Schon von 
hier aus kann man sagen, daß in diesem Fall entweder eine Er-
höhung der realen Nachfrage oder eine geringere Reallohn-
steigerung oder beides in einem gewissen Umfang kombiniert 
Arbeitslosigkeit beseitigen könnten. Hierbei ist allerdings der 
Realzins als konstant angenommen (die ökonomische Theo-
rie führt zu dem Ergebnis, daß bei Substitution von Arbeit 
und Kapital das Reallohn-Realzins-Verhältnis das Kapital-
Arbeits-Verhältnis bestimmt. Bei Abbildung 9 ist der Real-
zins als konstant betrachtet). 
Es ist nicht einfach zu sagen, warum von 1969 bis 1974 eine 
langdauernde Aufschwungphase bestand, während die Jahre 
ab 1974 durch Unterbeschäftigung charakterisiert sind. Es 
spricht einiges dafür, veränderte Verhaltensweisen sowohl bei 
den Regierungen als auch bei Unternehmern und Gewerk-
schaften dafür verantwortlich zu machen. Diese werden ih-
rerseits durch veränderte politische und soziale Anschauun-
gen der Bevölkerung gesteuert. Es gibt Tests, die diese Hypo-
these bestätigen. Hierauf kann aber in diesem Zusammenhang 
nicht eingegangen werden. 
Im folgenden betrachten wir nun eine geschlossene Volks-
wirtschaft und fragen nach der Erklärung von Arbeitslosig-
keit und den Mitteln zu ihrer Bekämpfung. 
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